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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1 u, II/l) — 68401 — Ab 7/73 


Bonn, den 26. Februar 1973 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Interimsabkommen vom 22. Juli 1972 
zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl und der Republik Österreich mit Begründung. 

Der Wortlaut des Interimsabkommens in deutscher Sprache sowie 
die Denkschrift zum Interimsabkommen sind beigefügt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbei- 
zuführen. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern für Wirtschaft und 
des Auswärtigen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 390. Sitzung am 23. Februar 1973 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes zu dem Interimsabkommen vom 22. Juii 1972 
zwischen den Mitgiiedstaaten der Europäischen Gemeinschaft für Kohie und Stahi 
und der Republik Österreich 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Dem in Brüssel am 22. Juli 1972 von der Bundes- 
republik Deutschland Unterzeichneten Interims- 
abkommen zwischen den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und 
der Republik Österreich nebst Schlußakte wird zu- 
gestimmt. Das Abkommen nebst Schlußakte wird 
nachstehend veröffentlicht. 


Begründung 

Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin An- 
wendung finden; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkom- 
men nach seinem Artikel 28 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt be- 
kanntzugeben. 

Sdilußbemerkung 

1. Das vorliegende Abkommen steht in sachlich un- 
trennbarem Zusammenhang mit dem am gleichen 
Tag in Brüssel Unterzeichneten Interimsabkom- 
men zwischen der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft und Österreich betreffend den dem 
EWG-Vertrag unterliegenden Warenverkehr. 
Letzteres wurde von der Gemeinschaft kraft eige- 
ner Kompetenz geschlossen. Es ist am 1. Oktober 
1972 in Kraft getreten. Die dort vorgesehenen 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 28 für die Bundesrepublik Deutschland in 
Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Zollsenkungen wurden zum selben Zeitpunkt 
durchgefüKrt. Für den Bereich des den Gegenstand 
dieses Gesetzes bildenden EGKS-Abkommens 
haben die im Rat der Europäischen Gemeinschaf- 
ten vereinigten Vertreter der Regierungen der 
Mitgliedstaaten beschlossen, in ihren Ländern 
Maßnahmen zu ergreifen, um ab 1. Oktober 1972 
die Zollbelastung der Importe entsprechend den 
getroffenen Vereinbarungen de facto zu mindern. 
In der Bundesrepublik ist dies auf administrati- 
vem Wege geschehen. 

2. Bund, Ländern und Gemeinden entstehen aus der 
Durchführung des Abkommens keine Kosten. 

Soweit auf Gemeinschaftsseite Verwaltungskosten 
anfallen, lassen sie sich von denjenigen für die 
Durchführung des EWG-Interimsabkommens nicht 
trennen. Sie sind in jedem Fall geringfügig und 
treffen den Gemeinschaftshaushalt. 

Die Minderung der Zolleinnahmen zu Lasten des 
Bundeshaushalts fällt nicht ins Gewicht. 

3. Die in diesem Abkommen zusammen mit den im 
vorgenannten EWG-Abkommen getroffenen Ver- 
einbarungen, insbesondere die begrenzten gegen- 
seitigen Zollsenkungen, sind lediglich ein zeit- 
licher Vorgriff auf die Maßnahmen, wie sie in den 
ebenfalls am 22. Juli 1972 in Brüssel Unterzeich- 
neten Globalabkommen mit Österreich und ande- 
ren nichtbei tretenden EFTA-Staaten über die Bil- 
dung einer Freihandelszone festgelegt worden 
sind. 
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Interimsabkommen 

zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl und der Republik Österreich 


Das Königreich Belgien, 
die Bundesrepublik Deutschland, 
die Französische Republik, 
die Italienische Republik, 
das Großherzogtum Luxemburg, 
das Königreich der Niederlande, 

Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft für 

Kohle und Stahl, im folgenden „Mitgliedstaaten" ge- 
nannt, 

einerseits, 

die Republik Österreich 

andererseits, 

IN DER ERWÄGUNG, daß die Mitgliedstaaten unter- 
einander den Vertrag über die Gründung der Europä- 
ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl geschlossen 
haben, ^ 

IN DER ERWÄGUNG, daß sie ebenfalls den Vertrag 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
geschlossen haben, dessen Artikel 232 vorsieht, daß die- 
ser Vertrag die Bestimmungen des Vertrages über die 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl, insbesondere hinsichtlich der Rechte und Pflichten 
der Mitgliedstaaten, nicht ändert, 

IN DER ERWÄGUNG, daß das Interimsabkommen zwi- 
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Republik Österreich nicht für Erzeugnisse gilt, die unter 
die Zuständigkeit der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl fallen, 

IN DER ERWÄGUNG, daß es angezeigt ist, für die Zeit 
bis zum Inkrafttreten des am heutigen Tage Unterzeich- 
neten und die genannten Erzeugnisse betreffenden Ab- 
kommens zwischen den Mitgiiedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl einerseits und der 
Republik Österreich andererseits auch für diese Erzeug- 
nisse durch ein Interimsabkommen umgehend geeignete 
Bestimmungen in Kraft zu setzen, 

HABEN BESCHLOSSEN, zur Erreichung der angestreb- 
ten Ziele und in der Erwägung, daß keine Bestimmung 
des vorliegenden Abkommens dahingehend ausgelegt 
werden kann, daß sie die Vertragsparteien von ihren 
Verpflichtungen aus anderen internationalen Verträgen 
entbindet, das vorliegende Abkommen zu schließen: 

Artikel 1 

Dieses Abkommen gilt für die im Anhang angeführten, 
unter die Zuständigkeit der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl fallenden Erzeugnisse mit Ursprung 
in dieser Gemeinschaft und in der Republik Österreich. 

Artikel 2 

(1) Im Warenverkehr zwischen der Gemeinschaft und 
Österreich werden keine neuen Einfuhrzölle und keine 
neuen Abgaben mit gleicher Wirkung wie Einfuhrzölle 
eingeführt. 


(2) Die Einfuhrzölle und die Abgaben mit gleicher Wir- 
kung wie Einfuhrzölle werden auf 70 Vo des Ausgangs- 
satzes herabgesetzt. 

Artikel 3 

(1) Für jede Ware gilt als Äusgangszollsatz, von dem 
die in Artikel 2 und im Protokoll vorgesehenen Zoll- 
senkungen vorgenommen werden, der am 1. Januar 1972 
tatsächlich angewandte Zollsatz. 

(2) Die gemäß Artikel 2 errechneten gesenkten Zoll- 
sätze werden unter Abrundung bzw. Aufrundung auf die 
erste Dezimalstelle angewandt. 

Artikel 4 

Werden auf für Österreich bestimmte Erzeugnisse der 
Gemeinschaft oder auf für die Gemeinschaft bestimmte 
Erzeugnisse Österreichs Ausfuhrzölle erhoben, so dürfen 
diese nicht höher sein als die Zölle, die auf die für den 
meistbegünstigten Drittstaat bestimmten Erzeugnisse er- 
hoben werden. 

Artikel 5 

Das Protokoll legt für bestimmte Waren die Zoll- 
regelung und die Modalitäten fest. 

Artikel 6 

Die Ursprungsregeln, die für das am heutigen Tage 
Unterzeichnete Interimsabkommen zwischen der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Öster- 
reich festgelegt sind, gelten auch für das vorliegende 
Abkommen. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten einerseits und Österreich anderer- 
seits führen untereinander keine neuen mengenmäßigen 
Beschränkungen oder Maßnahmen gleicher Wirkung ein 
und verschärfen nicht die bestehenden mengenmäßigen 
Beschränkungen und Maßnahmen gleicher Wirkung. 

Artikel 8 

Dieses Abkommen ändert weder die Bestimmungen des 
Vertrages über die Gründung der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl noch die aus diesem Vertrag 
erwachsenden Befugnisse und Zuständigkeiten. 

Artikel 9 

Dieses Abkommen steht der Beibehaltung oder Schaf- 
fung von Zollunionen, Freihandelszonen oder Grenzver- 
kehrsregelungen nicht entgegen, soweit diese keine Än- 
derung der in diesem Abkommen vorgesehenen Regelung 
des Warenverkehrs, insbesondere der Bestimmungen 
über die Ursprungsregeln, bewirken. 

Artikel 10 

Die Vertragsparteien wenden keine Maßnahmen oder 
Praktiken interner steuerlicher Art an, die unmittelbar oder 
mittelbar eine unterschiedliche Behandlung der Erzeug- 
nisse einer Vertragspartei und gleichartiger Ursprungs- 
erzeugnisse der anderen Vertragspartei bewirken. 
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Für Waren, die in das Gebiet einer Vertragspartei aus- 
geführt werden, darf keine Erstattung für inländische Ab- 
gaben gewährt werden, die höher ist als die auf diese 
Waren unmittelbar oder mittelbar erhobenen Abgaben. 

Artikel 11 

Die mit dem Warenverkehr verbundenen Zahlungen 
und die Überweisung dieser Beträge in den Mitgliedstaat 
der Gemeinschaft, in dem der Gläubiger seinen Wohnsitz 
hat, oder nach Österreich sind keinen Beschränkungen 
unterworfen. 

Die Vertragsparteien wenden keine devisen- oder ver- 
waltungsrechtlichen Beschränkungen betreffend die Ge- 
währung, Rückzahlung und Annahme von kurz- und mit- 
telfristigen Krediten in Verbindung mit Handelsgeschäf- 
ten an, an denen ein Gebietsansässiger beteiligt ist. 

Artikel 12 

Dieses Abkommen steht Einfuhr-, Ausfuhr- und Durch- 
fuhrverboten oder -beschränkungen nicht entgegen, die 
aus Gründen der öffentlichen Sittlichkeit, Ordnung und 
Sicherheit, zum Schutz der Gesundheit und des Lebens 
von Menschen und Tieren oder von Pflanzen, des natio- 
nalen Kulturguts von künstlerischem, geschichtlichem 
oder archäologischem Wert oder des gewerblichen und 
kommerziellen Eigentums gerechtfertigt sind. Diese Ver- 
bote oder Beschränkungen dürfen jedoch weder ein Mit- 
tel zur willkürlichen Diskriminierung noch eine ver- 
schleierte Beschränkung des Handels zwischen den Ver- 
tragsparteien darstelleii, 

Artikel 13 

Dieses Abkommen hindert eine Vertragspartei in kei- 
ner Weise daran, Maßnahmen zu treffen, 

a) die sie für erforderlich erachtet, um die Preisgabe von 
Auskünften zu verhindern, die ihren wesentlichen 
Sicherheitsinteressen widerspricht ; 

b) die den Handel mit Waffen, Munition und Kriegsmate- 
rial oder die zu Verteidigungszwecken unerläßliche 
Forschung, Entwicklung oder Produktion betreffen, 
sofern diese Maßnahmen die Wettbewerbsbedingun- 
gen hinsichtlich der nicht eigens für militärische 
Zwecke bestimmten Waren nicht beeinträchtigen; 

c) die sie in Kriegszeiten oder im Falle schwerwiegender 
internationaler Spannungen für ihre eigene Sicherheit 
als wesentlich erachtet. 

Artikel 14 

(1) Die Vertragsparteien enthalten sich aller Maßnah- 
men, die die Verwirklichung der Ziele dieses Abkom- 
mens gefährden können. 

(2) Sie treffen alle geeigneten Maßnahmen allgemeiner 
oder besonderer Art zur Erfüllung der Verpflichtungen 
aus diesem Abkommen. 

Ist eine Vertragspartei der Auffassung, daß die andere 
Vertragspartei eine Verpflichtung aus diesem Abkommen 
nicht erfüllt hat, so kann sie gemäß den in Artikel 20 
festgelegten Voraussetzungen und Verfahren geeignete 
Maßnahmen treffen. 

Artikel 15 

(1) Mit dem reibungslosen Funktionieren dieses Ab- 
kommens unvereinbar sind, soweit sie den Warenverkehr 
zwischen der Gemeinschaft und Österreich beeinträch- 
tigen können, 

i) alle Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Be- 
schlüsse von Unternehmensvereinigungen und auf- 


einander abgestimmte Verhaltensweisen zwischen 
Unternehmen, die eine Verhinderung, Einschränkung 
oder Verfälschung des Wettbewerbs bezüglich der 
Produktion und des Warenverkehrs bezwecken oder 
bewirken; 

ii) die mißbräuchliche Ausnutzung einer beherrschenden 
Stellung auf dem gesamten Gebiet der Vertragspar- 
teien oder auf einem wesentlichen Teil desselben 
durch ein oder mehrere Unternehmen; 

iii) jede staatliche Beihilfe, die den Wettbewerb durch 
Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produk- 
tionszweige verfälscht oder zu verfälschen droht. 

(2) Ist eine Vertragspartei der Auffassung, daß eine 
Praktik mit diesem Artikel unvereinbar ist, so kann sie 
gemäß den in Artikel 20 festgelegten Voraussetzungen 
und Verfahren geeignete Maßnahmen treffen. 


Artikel 16 

(1) Die Vertragsparteien stellen fest, daß bei Schwierig- 
keiten auf Grund einer strittigen Preisfestsetzung durch 
bestimmte Stahlunternehmen das Verfahren anzuwenden 
ist, das in dem in Form eines Briefwechsels am 24. und 
25. Juli 1956 geschlossenen Abkommen zwischen der 
Hohen Behörde der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl und der Regierung der Republik Österreich 
vorgesehen ist. 

(2) Gelangt die im Rahmen dieses Verfahrens einge- 
setzte Kommission nicht zu dem Schluß, daß eine ein- 
gebrachte Beschwerde über eine Preisfestsetzung begrün- 
det ist, oder führen die Maßnahmen, die Österreich oder 
die Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 
notwendig erachtet, um das betreffende Unternehmen 
zur Einstellung der beanstandeten Verhaltensweise zu 
veranlassen, nicht innerhalb von 30 Tagen nach der Be- 
schlußfassung der Kommission zur Beseitigung der 
Schwierigkeiten, so kann die geschädigte Vertragspartei 
die in Artikel 20 vorgesehenen Maßnahmen treffen. 


Artikel 17 

Wenn die Erhöhung der Einfuhren einer bestimmten 
Ware einen Produktionszweig im Gebiet einer Vertrags- 
partei erheblich schädigt oder zu schädigen droht und 
wenn diese Erhöhung zurückzuführen ist 

— auf die in diesem Abkommen vorgesehene Herabset- 
■ zung der Zölle und Abgaben gleicher Wirkung für 

diese Ware im Gebiet der einführenden Vertragspar- 
tei 

— und auf die Tatsache, daß die von der ausführenden 
Vertragspartei erhobenen Zölle und Abgaben gleicher 
Wirkung auf die Einfuhren von zur Herstellung der 
betreffenden Ware verwendeten Rohstoffen oder Zwi- 
schenerzeugnissen erheblich niedriger sind als die 
entsprechenden Zölle und Abgaben, die von der ein- 
führenden Vertragspartei erhoben werden, 

so kann die betroffene Vertragspartei gemäß den in Ar- 
tikel 20 festgelegten Voraussetzungen und Verfahren 
geeignete Maßnahmen treffen. 


Artikel 18 

Stellt eine Vertragspartei in ihren Beziehungen zu der 
anderen Vertragspartei Dumping-Praktiken fest, so kann 
sie gemäß den in Artikel 20 festgelegten Voraussetzun- 
gen und Verfahren im Einklang mit den Bestimmungen 
des Übereinkommens zur Durchführung von Artikel VI 
des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens geeignete 
Maßnahmen gegen diese Praktiken treffen. 
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Artikel 19 

Bei ernsten Störungen in einem Wirtschaftszweig oder 
bei Schwierigkeiten, die regional zu einer schwerwiegen- 
den Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage führen 
können, kann die betroffene Vertragspartei gemäß den in 
Artikel 20 festgelegten Voraussetzungen und Verfahren 
geeignete Maßnahmen treffen. 

Artikel 20 

(1) Legt eine Vertragspartei für die Einfuhr von Waren, 
die die in den Artikeln 17 und 19 genannten Schwierig- 
keiten hervorrufen kann, ein Verwaltungsverfahren fest, 
um schnell Informationen über die Entwicklung der Han- 
delsströme zu erhalten, so teilt sie dies der anderen 
Vertragspartei mit, 

(2) In den Fällen der Artikel 14 bis 19 stellt die be- 
troffene Vertragspartei noch vor Ergreifen der darin vor- 
gesehenen Maßnahmen, in den Fällen des Absatzes 3 
Buchstabe e) so schnell wie möglich dem Gemischten Aus- 
schuß alle zweckdienlichen Angaben zur Verfügung, um 
eine gründliche Prüfung der Lage im Hinblick auf eine 
für die Vertragsparteien annehmbare Lösung zu ermög- 
lichen. 

Mit Vorrang sind die Maßnahmen zu treffen, die das 
Funktionieren dieses Abkommens am wenigsten beein- 
träditigen. 

Die Schutzmaßnahmen werden unverzüglich dem Ge- 
mischten Ausschuß notifiziert und sind dort, insbesondere 
im Hinblick auf ihre möglichst baldige Aufhebung, Ge- 
genstand regelmäßiger Konsultationen. 

(3) Zur Durchführung des Absatzes 2 gilt folgendes; 

a) Bezüglich des Artikels 15 kann jede Vertragspartei 
den Gemischten Ausschuß befassen, wenn ihrer An- 
sicht nach eine bestimmte Praktik mit dem reibungs- 
losen Funktionieren dieses Abkommens im Sinne 
des Artikels 15 Absatz 1 unvereinbar ist. 

Zur Prüfung des Falles und gegebenenfalls zur Be- 
seitigung der beanstandeten Praktik erteilen die Ver- 
tragsparteien dem Gemischten Ausschuß alle zweck- 
dienlichen Auskünfte und leisten die erforderliche 
Hilfe. 

Hat die betreffende Vertragspartei innerhalb der im 
Gemischten Ausschuß festgesetzten Frist die bjean- 
standeten Praktiken nicht abgestellt oder kommt inner- 
halb von drei Monaten nach Befassung des Gemisch- 
ten Ausschusses in diesem keine Einigung zustande, 
so kann die betroffene Vertragspartei die von ihr für 
erforderlich erachteten Schutzmaßnahmen treffen, um 
die aus den genannten Praktiken entstehenden ern- 
sten Schwierigkeiten zu beheben; sie kann insbeson- 
dere die Zollzugeständnisse zurückziehen. 

b) Bezüglich des Artikels 16 können die Maßnahmen, 
welche die betroffene Vertragspartei treffen kann, 
insbesondere in der Zurücknahme der Zollzugeständ- 
nisse bestehen. 

Die Schutzmaßnahmen werden unverzüglich dem 
Gemischten Ausschuß notifiziert und sind dort, ins- 
besondere im Hinblick auf ihre möglichst baldige 
Aufhebung, Gegenstand regelmäßiger Konsultationen. 

c) Bezüglich des Artikels 17 werden die Schwierigkeiten, 
die sich aus der dort beschriebenen Lage ergeben, 
dem Gemischten Ausschuß zur Prüfung notifiziert; 
dieser kann alle zweckdienlichen Beschlüsse zu ihrer 
Behebung fassen. 

Hat der Gemischte Ausschuß oder die ausführende 
Vertragspartei innerhalb von 30 Tagen nach der Noti- 
fizierung keinen Beschluß zur Behebung der Schwie- 
rigkeiten gefaßt, so ist die einführende Vertragspartei 


berechtigt, auf das eingeführte Erzeugnis eine Aus- 
gleichsabgabe zu erheben. 

Bei der Berechnung der Ausgleichsabgabe wird die 
Inzidenz der für die verarbeiteten Rohstoffe oder Zwi- 
schenerzeugnisse festgestellten Zolldisparitäten auf 
den Wert der betreffenden Waren zugrunde gelegt. 

d) Bezüglich des Artikels 18 findet im Gemischten Aus- 
schuß eine Konsultation statt, bevor die betreffende 
Vertragspartei geeignete Maßnahmen trifft. 

e) Schließen außergewöhnliche Umstände, die ein sofor- 
tiges Eingreifen erforderlich machen, eine vorherige 
Prüfung aus, so kann die betreffende Vertragspartei in 
den Fällen der Artikel 17, 18 und 19 sowie im Falle 
von Ausfuhrbeihilfen, die eine unmittelbare und so- 
fortige Auswirkung auf den Warenverkehr haben, un- 
verzüglich die zur Abhilfe unbedingt erforderlichen 
Sicherungsmaßnahmen treffen. 

Artikel 21 

Bei bereits eingetretenen oder bei ernstlich drohenden 
Zahlungsbilanzschwierigkeiten in einem oder mehreren 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft oder in Österreich 
kann die betroffene Vertragspartei die erforderlichen 
Schutzmaßnahmen treffen. Sie unterrichtet hiervon un- 
verzüglich die andere Vertragspartei. 

Artikel 22 

(1) Es wird ein Gemischter Ausschuß eingesetzt, der 
mit der Durchführung dieses Abkommens beauftragt ist 
und für dessen ordnungsgemäße Erfüllung sorgt. Zu die- 
sem Zweck spricht er Empfehlungen aus. Er faßt Be- 
schlüsse in den in diesem Abkommen vorgesehenen 
Fällen. Die Vertragsparteien führen diese Beschlüsse 
nach ihren eigenen Bestimmungen durch. 

(2) Zur reibungslosen Durchführung dieses Abkom- 
mens tauschen die Vertragsparteien Informationen aus 
und beraten sich auf Antrag einer Vertragspartei im 
Gemischten Ausschuß. 

(3) Der Gemischte Ausschuß gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung. 

Artikel 23 

(1) Der Gemischte Ausschuß besteht aus Vertretern 
der Mitgliedstaaten einerseits und aus Vertretern Öster- 
reichs andererseits. 

(2) Der Gemischte Ausschuß äußert sich im gegenseiti- 
gen Einvernehmen. 

Artikel 24 

(1) Der Vorsitz im Gemischten Ausschuß wird von den 
Vertragsparteien abwechselnd nach Maßgabe der Ge- 
schäftsordnung des Ausschusses wahrgenommen, 

(2) Der Gemischte Ausschuß tritt mindestens einmal 
jährlich auf Veranlassung seines Präsidenten zu einer 
Prüfung des allgemeinen Funktionierens dieses Abkom- 
mens zusammen. 

Er tritt ferner auf Antrag einer Vertragspartei nach 
Maßgabe seiner Geschäftsordnung zusammen, so oft dies 
erforderlich ist. 

(3) Der Gemischte Ausschuß kann die Einsetzung von 
Arbeitsgruppen beschließen, die ihn bei der Erfüllung 
seiner Aufgaben unterstützen, 

A r t i k e 1 25 

Der Anhang und das Protokoll, die diesem Abkommen 
beigefügt sind, sind Bestandteil dieses Abkommens. 
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Artikel 26 

Jede Vertragspartei kann dieses Abkommen durch 
Notifizierung an die andere Vertragspartei kündigen. 
Dieses Abkommen tritt sechs Monate nach dem Zeit- 
punkt dieser Notifizierung außer Kraft. 


Artikel 27 

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der 
Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl nach Maßgabe dieses Vertra- 
ges anwendbar ist, und für das Gebiet der Republik 
Österreich. 

Artikel 28 

(1) Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften abgefaßt, 
jede in deutscher, französischer, italienischer und nieder- 
ländischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen 
verbindlich ist. 

Dieses Abkommen bedarf der Genehmigung durch die 
Vertragsparteien gemäß ihren jeweiligen Verfahren, 


Es tritt am ersten Tage des Monats in Kraft, der auf 
den Tag folgt, an dem die Vertragsparteien einander den 
Abschluß der hierzu erforderlichen Verfahren notifiziert 
haben. 

(2) Dieses Abkommen tritt mit dem Inkrafttreten des 
am heutigen Tage Unterzeichneten Abkommens zwischen 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl und der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl einerseits und der Republik Österreich 
andererseits außer Kraft. Falls das letztere Abkommen 
am 1. Januar 1974 nicht in Kraft getreten ist, ist das vor- 
liegende Abkommen ab 1. Juli 1974 nicht mehr anwend- 
bar. 

Artikel 29 

Die Bestimmungen dieses Abkommens greifen nicht 
den Bestimmungen des am heutigen Tage Unterzeich- 
neten Abkommens zwischen den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl einer- 
seits und der Republik Österreich andererseits vor. 

GESCHEHEN zu Brüssel am zweiundzwanzigsten Juli 
neunzehnhundertzweiundsiebzig. 
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Anhang 

Liste der in Artikel 1 des Abkommens genannten Waren 

Nummer des 
Brüsseler 

Zolltarif- Warenbezeichnung 

Schemas 

26.01 Metallurgische Erze, auch angereicherti Schwefelkiesabbrände: 

A. Eisenerze und Schwefelkiesabbrände: 

II. andere 

B. Manganerze, einschließlich manganhaltige Eisenerze mit einem Gehalt an Mangan von 
20 Gewichtshundertteilen oder mehr 

26.02 Schlacken, Zunder und andere Abfälle der Eisen- und Stahlherstellung: 

A. Hochofenstaub (Gichtstaub) 

27.01 Steinkohle; Steinkohlenbriketts und ähnliche aus Steinkohle gewonnene feste Brenn- 
stoffe 

27.02 Braunkohle, auch agglomeriert 

27.04 Koks und Schwelkoks, aus Steinkohle, Braunkohle oder Torf; 

A. aus Steinkohle: 

II. andere 

B. aus Braunkohle 

73.01 Roheisen (einschließlich Spiegeleisen) in Barren, Masseln, Flossen oder dergleichen, auch 
in formlosen Stücken 

73.02 Ferrolegierungen: 

A. Ferromangan; 

I. mit einem Gehalt an Kohlenstoff von mehr als 2 Gewichtshundertteilen (hochgekohl- 
tes Ferromangan) 

73.03 Bearbeitungsabfälle und Schrott, von Eisen oder Stahl 

73.05 Eisenpulver und Stahlpulver; Eisenschwamm und Stahlschwamm: 

B. Eisenschwamm und Stahlschwamm 

73.06 Rohluppen, Rohschienen, Rohblöcke (Tngots), auch formlose Stücke, aus Eisen oder Stahl 

73.07 Vorblöcke (Blooms), Knüppel, Brammen und Platinen, aus Stahl; Stahl, nur vorgeschmie- 
det oder gehämmert (Schmiedehalbzeug): 

A. Vorblöcke (Blooms) und Knüppel; 

I. gewalzt 

B. Brammen und Platinen: 

I. gewalzt 

73.08 Warmbreitband aus Stahl, in Rollen 

73.09 Breitflachstahl 


8 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/246 


Nummer des 
Brüsseler 

Zolltarif- Warenbezeichnung 

Schemas 

73.10 Stabstahl, warm gewalzt, warm stranggepreßt oder geschmiedet (einschließlich Walz- 
draht); Stabstahl, kalt hergestellt oder kalt fertiggestellt; Hohlbohrerstäbe aus Stahl für 
den Bergbau: 

A. nur warm gewalzt oder nur warm stranggepreßt 

D. plattiert oder mit Oberflächenbearbeitung (z. B. poliert, überzogen): 

I. nur plattiert: 

a) warm gewalzt oder warm stranggepreßt 

73.11 Profile aus Stahl, warm gewalzt, warm stranggepreßt, geschmiedet, kalt hergestellt oder 
kalt fertiggestellt; Spundwandstahl, auch gelodit oder aus zusammengesetzten Elementen 
hergestellt: 

A. Profile: 

I. nur warm gewalzt oder nur warm stranggepreßt 
IV. plattiert oder mit Oberflächenbearbeitung (z. B. poliert, überzogen); 

a) nur plattiert: 

I. warm gewalzt oder warm stranggepreßt 

B. Spundwandstahl 

73.12 Bandstahl, warm oder kalt gewalzt; 

A. nur warm gewalzt 

B. nur kalt gewalzt: 

1. in Rollen, zum Herstellen von Weißband (a) 

C. plattiert, überzogen oder mit anderer Oberflächenbearbeitung: 
ni. verzinnt: 

a) Weißbaild 

V. anderer (z, B. verkupfert, künstlich oxidiert, lackiert, vernickelt, verniert, plattiert, 
parkerisiert. bedruckt): 

a) nur plattiert; 

1. warm gewalzt 

73.13 Bleche aus Stahl, warm oder kalt gewalzt: 

A. Elektrobleche 

B. andere Bleche: 

I. nur warm gewalzt 

II. nur kalt gewalzt, mit einer Dicke: 

b) von mehr als 1 mm, jedoch weniger als 3 mm 

c) von 1 mm oder weniger 

III. nur glänzend gemacht, poliert oder hochglanzpoliert 

IV. plattiert, überzogen oder mit anderer Oberflächenbearbeitung: 

b) verzinnt: 

1. Weißblech 

2. andere 

c) verzinkt oder verbleit 

d) andere (z. B. verkupfert, künstlich oxidiert, lackiert, vernickelt, verniert, plat- 
tiert, parkerisiert, bedruckt) 

V. anders bearbeitet: 

a) nur anders als quadratisch oder rechteckig zugeschnitten: 

2. andere 

(a) Die Zulassung zu diesem Absatz unterliegt den von den zuständigen Behörden festzusetzenden Voraussetzungen. 
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Nummer des 
Brüsseler 
Zolltarif- 
schemas 


Warenbezeichnun 


g 


73.15 


Legierter Stahl und Qualitätskohlenstoffstahl, in den in den Tarifnummern 73.06 bis 
73.14 aufgeführten Formen: 


A. Qualitätskohlenstoffstahl: 

1. Rohblöcke (Ingots), Vorblöcke (Blooms). Knüppel. Brammen. Platinen: 

b) andere 

III. Warmbreitband in Rollen 

IV. Breitflachstahl 

V. Stabstahl (einschließlich Walzdraht und Hohlbohrerstäbe für den Bergbau) und 
Profile: 

b) nur warm gewalzt oder nur warm stranggepreßt 

d) plattiert oder mit Oberflächenbearbeitung (z. B. poliert, überzogen); 

1. nur plattiert: 

aa) warm gewalzt oder warm stranggepreßt 

VI. Bandstahl: 

a) nur warm gewalzt 

c) plattiert, überzogen oder mit anderer Oberflächenbearbeitung: 

1. nur plattiert: 

aa) warm gewalzt 

VII. Bleche: 

a) nur warm gewalzt 

b) nur kalt gewalzt, mit einer Dicke: 

2. von weniger als 3 mm 

c) plattiert, überzogen, poliert oder mit anderer Oberflächenbearbeitung 

d) anders bearbeitet: 

1. nur anders als quadratisch oder rechteckig zugeschnitten 

B. Legierter Stahl: 

I. Rohblöcke (Ingots), Vorblöcke (Blooms), Knüppel, Brammen, Platinen: 
b) andere 

IIL Warmbreitband in Rollen 

IV. Breitflachstahl 

V. Stabstahl (einschließlich Walzdraht und Hohlbohrerstäbe für den Bergbau) und 
Profile: 

b) nur warm gewalzt oder nur warm stranggepreßt 

d) plattiert oder mit Oberflächenbearbeitung (z. B. poliert, überzogen): 

1. nur plattiert: 

aa) warm gewalzt oder warm stranggepreßt 

VI. Bandstahl; 

a) nur warm gewalzt 

c) plattiert, überzogen oder mit anderer Oberflächenbearbeitung: 

1. nur plattiert: 

aa) warm gewalzt 

VII. Bleche: 

a) Elektrobleche 

b) andere Bleche: 

1. nur warm gewalzt 

2. nur kalt gewalzt, mit einer Dicke: 
bb) von weniger als 3 mm 

3. plattiert, überzogen, poliert oder mit anderer Oberflächenbearbeitung 

4. anders bearbeitet: 

aa) nur anders als quadratisch oder rechteckig zugeschnitten 
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Nummer des 
Brüsseler 

Zolltarif- Warenbezeichnung 

Schemas 


73.16 Oberbaumaterial für Bahnen, aus Eisen oder Stahl; 

Schienen, Leilschienen, Weichenzungen, Herzstücke, Kreuzungen, Weichen, Zungenverbin- 
dungsstangen, Zahnstangen, Bahnschwellen, Laschen, Schienenstühle und Winkel, Unter- 
lagsplatten, Klemmplatten, Spurplatten und Spurstangen und anderes speziell für das 
Verlegen, Zusammenlügen oder Befestigen von Schienen hergestelltes Material: 

A. Schienen: 

II. andere 

B. Leitschienen 

C. Bahnschwellen 

D. Laschen und Unterlagsplatten: 

I. gewalzt 
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Protokoll 

über die Regelung für bestimmte Waren 


Abschnitt A 


Abschnitt B 


Regelung für die Einfuhr 

bestimmter österreichischer Ursprungserzeugnisse 
in die Gemeinschaft 


Regelung für die Einfuhr 

bestimmter Ursprungserzeugnisse der Gemeinschaft 
nach Österreich 


Artikel 1 


Artikel 2 


1. Die Einfuhrzölle, der Gemeinschaft für di(’ in Al)salz 2 
genannten Waren werden auf 95" o des Ausgangszoll- 
satzes gesenkt. 


1. Die österreichischen Einfuhrzölle für die in Absatz 2 
genannten Waren werden auf 95 u des Ausgangs- 
zollsatzes gesenkt. 


2. Bei den in Absatz 1 erwähnten Waren handelt es sich 2. Bei den in Absatz 1 erwähnten Wkiren handelt es sich 


um: 


um: 



Nummer des 

Gemeinsamen 

Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

Nummer des 
österreichi- 
schen Zolltarifs 

Warenbezeichnung 


ex 73.15 

Legierter Stahl und Qualitätskohlen- 
stoffstahl, in den in den Tarifnummern 
73.06 bis 73.14 angeführten Formen, 
mit Ausnahme der unter den EWG- 
Vertrag fallenden Erzeugnisse 

ex 73.15 

Qualitätskohlenstoffstahl und legier- 
ter Stahl, in den in den Tarifnuminern 
73.06 bis 73.14 angeführten Formen, 
mit Ausnahme der unter den EWG- 
Vertrag fallenden Erzeugnisse 


12 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/246 


Schlußakte 


Die Vertreter 

des Königreichs Belgien, 
der Bundesrepublik Deutschland, 
der Französischen Republik, 
der Italienischen Republik, 
des Großherzogtums Luxemburg, 
des Königreichs der Niederlande, 

Mitglieder der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl, 

einerseits, 

und der Republik Österreich, 

andererseits, 

die am zweiundzwanzigsten Juli neunzehnhundertzwei- 
undsiebzig in Brüssel 


zur Unterzeichnung des Interimsabkommens zwischen 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl und der Republik Österreich zusammen- 
getreten sind, 

haben bei der Unterzeichnung dieses Abkommens 

— folgende, dieser Akte beigefügte Erklärung angenom- 
men: 

Gemeinsame Erklärung der Vertragsparteien über 
Änderungen der Zolltarife und der Einfuhrregelungen, 

— von folgender, dieser Akte beigefügten Erklärung 
Kenntnis genommen: 

Erklärung der Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land zur Anwendung des Abkommens auf Berlin. 

GESCHEHEN zu Brüssel am zweiundzwanzigsten Juli 
neunzehnhundertzweiundsiebzig. 


Erklärungen 


Gemeinsame Erklärung der Vertragsparteien 
über Änderungen der Zolltarife und 
Einfuhrregelungen 

Die Vertragsparteien vereinbaren, einander jede an 
ihren Zolltarifen und an ihren Einfuhrhandelsregelungen 
vorgenommene Änderung so bald wie möglich initzu- 
teilen. 


Erklärung der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland 
zur Anwendung des Abkommens auf Berlin 

Das Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
die Regierung der Bundesrepublik Deutschland nicht 
binnen drei Monaten nach Inkrafttreten des Abkommens 
eine gegenteilige Erklärung abgibt. 
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Denkschrift zu dem Interimsabkommen 

A. Vorbemerkung 

B. Die Interimsabkommen zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und Österreich 

C. Das EGKS-Interimsabkommen mit Österreich 

A. Vorbemerkung 

Das vorliegende Interimsabkommen ist Teil des am 
22. Juli 1972 in Brüssel mit Österreich Unterzeichne- 
ten Vertragswerks. Es steht in unmittelbarem sach- 
lichen Zusammenhang mit dem von der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft kraft eigener Kompetenz 
abgeschlossenen Interimsabkommen über den dem 
EWG-Vertrag unterliegenden Warenverkehr. Beide 
Abkommen zielen im wesentlichen auf eine zeitliche 
Vorverlegung des ersten Termins für den Zollabbau 
ab, wie er in den umfassenderen Globalabkommen 
vom gleichen Tage über die Herstellung von Frei- 
handelsbeziehungen zwischen der erweiterten Ge- 
meinschaft und den nichtbeitretenden EFTA-Staaten 
vereinbart wurde. 

Mit den Interimsabkommen sollte einer besonderen 
Lage Österreichs im Vergleich zu den übrigen Ab- 
kommenspartnern der Gemeinschaft Rechnung ge- 
tragen werden (vgl. Abschnitt B). 

Wegen der Globalabkommen wird auf die geson- 
derten Gesetzesvorlagen nebst Denkschrift verwie- 
sen. 

B. Die Interimsabkommen zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und Österreich 

1. Vorgeschichte und Verfahren 

Nach dem Scheitern der ersten Beitrittsverhandlun- 
gen mit Großbritannien im Jahre 1963 haben die 
EFTA-Staaten ihre Anträge auf Beitritt oder eine 
andere wirtschaftliche Verbindung mit der Euro- 
päischen Gemeinschaft allgemein nicht weiter ver- 
folgt. Allein Österreich hat sich im Sinne seines An- 
trages vom 12. Dezember 1961 weiterhin darum be- 
müht, durch eine „ausschließlich wirtschaftliche Ver- 
einbarung mit der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft . . . , die der Aufrechterhaltung seiner immer- 
währenden Neutralität und seinen zwischenstaat- 
lichen Vereinbarungen Rechnung trägt, ... an einem 
umfassenden Europäischen Markt teilzunehmen". Die 
Verhandlungen über ein entsprechendes Abkommen 
sui generis, die von 1965 bis Anfang 1967 in mehre- 
ren Phasen stattfanden, führten zu keinem Ergebnis, 
wurden jedoch auch nicht offiziell abgebrochen. 
Kurz vor der Haager Gipfelkonferenz vom Dezem- 
ber 1969 unternahm die österreichische Regierung 
angesichts der bevorstehenden Grundsatzentschei- 
dung über die Erweiterung der Gemeinschaft einen 
erneuten Vorstoß. Mit Aide-memoire vom 5. Novem- 
ber 1969 an die Mitgliedstaaten und die Kommission 
sprach sie die Erwartung aus, daß bei dieser Konfe- 
renz auch Österreich, das „im Hinblick auf seinen tra- 
ditionellen Handelsverkehr eine befriedigende Re- 
gelung seiner wirtschaftlichen Beziehungen zu den 
Europäischen Gemeinschaften dringend anstrebt, ent- 
sprechend berücksichtigt wird" und brachte den 
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Wunsch zum Ausdruck, „in nächster Zukunft Ver- 
handlungen zu führen, die geeignet wären, Mittel 
und Wege zu finden, um den Handelsverkehr zwi- 
schen Österreich und den Staaten der Gemeinschaft 
von den derzeit bestehenden Hindernissen zu be- 
freien". 

In Kontaktgesprächen mit der Gemeinschaft wurden 
die österreichischen Vorstellungen dahingehend prä- 
zisiert, daß Österreich ein Interims-Teilpräferenzab- 
kommen wünscht, das annähernd den gesamten Han- 
del umfaßt und in dem die Vertragspartner als erste 
Stufe eines nach Plan und Programm fortzuführen- 
den vollständigen Zollabbaus die Zölle im gewerb- 
lichen Sektor um einen erheblichen Prozentsatz sen- 
ken und gezielte Zugeständnisse im Agrarbereich 
austauschen. Als Ziel wurde erklärt, das Abkommen 
möglichst noch vor der Aufnahme der Beitrittsver- 
handlungen abzuschließen. 

Dies erwies sich indes als nicht möglich, da bei den 
Fragen, die durch die erstmals konkret zu gestaltende 
Freihandelsregelung mit einem hochindustrialisierten 
Nachbarland der Gemeinschaft aufgeworfen wur- 
den, landwierige Erörterungen sowohl innerhalb 
der Gemeinschaft als auch in den Verhandlungen mit 
der österreichischen Delegation nicht zu vermeiden 
waren. Der Abschluß wurde aber auch dadurch ver- 
zögert, daß inzwischen die Verhandlungen über die 
Freihandelsabkommen mit den übrigen nichtbeitre- 
tenden EFTA-Staaten begonnen hatten und beide 
Seiten besorgt waren, das bzw. die Globalabkom- 
men nicht zu präjudizieren. Die Interimsabkommen 
konnten daher erst abgeschlossen werden, nachdem 
die Globalregelung bis ins einzelne feststand. Sie 
wurden zusammen mit den Globalabkommen am 
22. Juli 1972 unterzeichnet. Das Interimsabkommen 
mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft trat 
nach Genehmigung durch die Vertragsparteien ge- 
mäß ihren jeweiligen Verfahren und entsprechen- 
der gegenseitiger Notifizierung am l.öktober in 
Kraft. Zum gleichen Termin wurden die Zölle ge- 
senkt; im EGKS-Bereich haben die Mitgliedstaaten 
die in dem noch nicht ratifizierten Abkommen vor- 
gesehene Senkung vorläufig auf administrativem 
Wege verwirklicht. 

2. Inhalt der Interimsabkommen 
Gegenstand der Abkommen ist eine beiderseitige 
lineare Zollsenkung um generell 30 Prozent als erste 
Stufe des vollständigen Zollabbaus, der auf Grund 
der Globalabkommen vorgenommen wird. Bei land- 
wirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen bezieht 
sich die Senkung auf den Teil der Einfuhrabgaben, 
der dem Verarbeitungsschutz dient, während der Be- 
trag, der den Preisausgleich in bezug auf die verar- 
beiteten landwirtschaftlichen Grunderzeugnisse ge- 
währleistet, unverändert bleibt. Für die Erzeugnisse, 
die als „sensible Produkte" nach den Globalabkom- 
men einer Sonderregelung unterliegen, beträgt die 
Zollsenkung beiderseits grundsätzlich 5 Prozent. Es 
handelt sich um Papier und Pappe, Zellwolle, Ferro- 
legierungen, Spezialstähle des EWG- und des EGKS- 
Bereichs, Rohaluminium sowie einige andere unedle 
Metalle. 
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Zur Sicherung gegen Handelsverlagerungen und 
Wettbewerbsverzerrungen, die sich aus rechtlichen 
und administrativen Disparitäten ergeben können, 
sehen die Abkommen Ursprungsregelungen, verein- 
barte Wettbewerbsgrundsätze und Schutzklauseln 
vor. Weitere Schutzklauseln treffen Vorsorge für 
den Fall von Dumping, schwerwiegenden sektoralen 
oder regionalen Störungen und Zahlungsbilanz- 
schwierigkeiten. 

Für die ordnungsgemäße Durchführung der Abkom- 
men sorgt ein Gemischter Ausschuß. Der Gemischte 
Ausschuß besteht aus Vertretern der Gemeinschaft 
einerseits und Vertretern Österreichs andererseits. 

Die Abkommen können mit einer Frist von sechs 
Monaten gekündigt werden. Sie treten mit Inkraft- 
treten der Globalabkominen im EWG- und EGKS- 
Bcreich außer Kraft. In diesem Fall wird der Gleich- 
stand im Zollabbau zwischen der Gemeinschaft und 
Österreich einerseits und der Gemeinschaft und den 
übrigen nichtbeitretenden EFTA-Staaten anderer- 
seits am 1. Januar 1974 erreicht. Sollten diese Ab- 
kommen am 1. Januar 1974 nicht in Kraft getreten 
sein, sind die Interimsabkommen ab l.Juli 1974 
nicht mehr anwendbar. 

C. Das EGKS-Interimsabkommen mit Österreich 

Für den EWG-Beieich und den EGKS-Bereich wur- 
den aus rechtlichen Gründen je gesonderte, wenn- 
gleich weitgehend gleichlautende Abkommen unter- 
zeichnet, da für das EGKS-Abkommen die Mitglied- 
staaten zuständig sind. Das EGKS-Abkommen ist 
identisch mit dem EWG-Abkommen in seinen han- 
delspolitischen und institutionellen Bestimmungen: 
Zollabbau, Sonderregelung für sensible Erzeugnisse, 
Ursprungsregelung, allgemeine Wettbewerbsgrund- 
sätze, Schutzklauseln, Gemischter Ausschuß, Kündi- 
gung, Laufzeit. 

Eine besondere Regelung trägt etwaigen Dispari- 
täten in der Preisgestaltung für Stahlerzeugnisse in 
der Gemeinschaft und Österreich Rechnung: Wäh- 
rend die Unternehmen der Stahlindustrie in der Ge- 
meinschaft ihre Preise unter Beachtung der Vor- 
schriften des Art. 60 EGKSV selbst festsetzen, wer- 
den die Preise in Österreich weitgehend administra- 
tiv bestimmt. Bei Schwierigkeiten auf Grund eines 
bestimmten Preisverhaltens von Stahlunternehmen 
wird die Ständige Gemischte Kommission befaßt, 
die durch ein Abkommen zwischen der Hohen Be- 


hörde der EGKS und Österreich vom 24. /25. Juli 1956 
gebildet worden ist und der je drei Vertreter der 
Kommission und der Republik Österreich angehören. 
Führt das Verfahren in dieser Kommission zu kei- 
nem Ergebnis oder werden die Schwierigkeiten trotz 
der Maßnahmen nicht innerhalb von 30 Tagen besei- 
tigt, die Österreich oder die Kommission für notwen- 
dig erachten, um das oder die betreffenden Unter- 
nehmen zur Einstellung der beanstandeten Verhal- 
tensweise zu veranlassen, kann die geschädigte Par- 
tei Schutzmaßnahmen treffen. Diese können insbe- 
sondere in der Zurücknahme der Zollzugeständnisse 
bestehen. 

Nach Artikel 28 tritt das Abkommen am ersten 
Tage des Monats in Kraft, der auf den Tag folgt, an 
dem die Vertragsparteien einander den Abschluß 
der hierzu erforderlichen Verfahren notifiziert 
haben. 

Anhang 

Der Anhang enthält die Liste der unter das Abkom- 
men fallenden EGKS-Erzeugnisse. 

Protokoll 

Das Protokoll beschränkt sich auf die Sonderrege- 
lung für die gegenseitige Zollsenkung bei legiertem 
Stahl und Qualitätskohlenstoffstahl, die an Stelle 
der allgemeinen Senkung um 30 Prozent nur eine 
solche um 5 Prozent vorsieht. 

Schlußakte 

Der Schlußakte sind zwei Erklärungen beigefügt: 

— Eine gemeinsame Erklärung der Vertragsparteien 
mit der Vereinbarung, einander jede an ihren 
Zolltarifen und an ihren Einfuhrhandelsregelun- 
gen vorgenommenc Änderung sobald wie mög- 
lich niitzuteilen; 

— eine Erklärung der Regierung der Bundesrepu- 
blik Deutschland über die Geltung des Abkom- 
mens für das Land Berlin, sofern die Bundesre- 
gierung nicht binnen drei Monaten nach seinem 
Inkrafttreten eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Die Schlußakte stellt fest, daß die Vertreter der Ver- 
tragsparteien die erste Erklärung angenommen und 
die Erklärung über das Land Berlin zur Kenntnis 
genommen haben. 
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